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Die Bielefelder Ampel: 
ROT-GELB-GRÜN - Was nun?

Die Pläne der neuen Bielefelder
Ampelkoalition und  . . .

       unsere Alternativen!

Was machen Sie, wenn Sie vor einer
Ampel stehen und Sie sehen gleichzei-
tig ROT-GRÜN-GELB? Sie sind irri-
tiert, oder? So ähnlich geht es uns jetzt
mit dem Eckdatenbeschluss der neuen
Ampel-Koalition aus SPD, Grünen und
FDP im Bielefelder Stadtrat. 

SPD, Grüne und FDP möchten die Per-
sonalkosten der Stadt bis 2014 auf dem
Niveau von 2009 einfrieren. Dies geht
aber nur durch Lohnkürzungen oder
Personalabbau! Einerseits versprechen
sie, mehr Arbeitsplätze schaffen zu
wollen. Im Gegensatz dazu wollen sie
weiter Personalabbau in der Verwaltung
betreiben. Auch der Koalition ist be-
kannt, dass schon heute so gut wie kei-
ne kommunale Aufgabe mehr ohne teu-
ren, externen Sachverstand durch priva-
te Dienstleistungsunternehmen durch-
geführt werden kann. Mit ihren Spar-
vorschlägen übertragen SPD, Grüne
und FDP die vielfach in der freien Wirt-
schaft praktizierte neoliberale Praxis, in
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu
reinen Kostenfaktoren herabgewürdigt
werden, auf unsere Verwaltung. Sie ge-
fährden damit den Umfang und die
Qualität der kommunalen Daseins-
vorsorge für die Bielefelder Bürge-
rinnen und Bürger.

Wir schlagen statt dessen eine gezielte
Personalentwicklungsplanung vor, bei
der die städtischen MitarbeiterInnen
ständig weiter qualifiziert und motiviert

werden, an einem modernen, bürgerna-
hen Dienstleistungsunternehmen Stadt
Bielefeld mitzuarbeiten.

Statt  - wie die Koalition beschlossen
hat -  das Schulbausanierungsprogramm
zeitlich zu strecken, möchten wir den
Bau des Technischen Dienstleistungs-
zentrums und die Verlagerung der
Stadtbibliothek verschieben. Die Sanie-
rung der Bielefelder Schulen zu at-
traktiven Häusern des Lernens hat
für uns erste Priorität!

Dem Plan der Koalition zur Optimie-
rung der Bielefelder Kultureinrichtun-
gen können wir zustimmen. Wir mei-
nen, dass sich die Kultureinrichtungen
überregional in OWL besser vernetzen
und gemeinsam die vorhandenen Struk-
turen effektiver nutzen sollten.

Auch die Überprüfung von noch nicht
begonnenen städtische Baumaßnahmen
hinschtlich Wirtschaftlichkeit, Nachhal-
tigkeit und Notwendigkeit halten wir
für sinnvoll. Wir sehen dort erhebliches
Einsparpotential über die von der Ko-
alition angestrebten 20 Mill. Euro hi-
naus. Denn der Verzicht auf den Neu-
und Ausbau von Straßen, die uns zu-
künftig mehr schaden als nutzen wür-
den, ist eine in ihrer Wirkung sehr
nachhaltige   Maßnahme.  So   entsteht
u. a. kein neuer Erhaltungsaufwand für
diese Straßen. Mit diesem Geld kann
besser der öffentliche Personenverkehr
gefördert werden. Allerdings lässt die
Zustimmung der Koalition zum Neu-
und Ausbau der L712 n, der Herforder
Straße sowie der Ortsumgehung Um-
meln an der Ernsthaftigkeit ihrer Prüf-

absichten zweifeln.

Wir sind der Meinung, dass durch Ein-
sparungen beim Neu- und Ausbau von
Straßen der städtische Haushalt so er-
heblich entlastet werden kann, dass auf
die von der Koalition geplante Grund-
steuererhöhung, die automatisch zu hö-
heren Mieten führt, verzichtet werden
kann. Zudem sollen die Hausbesitzer
von älteren Gebäuden erhebliche Inves-
titionen in die energetische Sanierung
ihrer Häuser tätigen, um dadurch zum
Klimaschutz beizutragen. Auch diesbe-
züglich wirkt sich eine Grundsteuerer-
höhung kontraproduktiv aus.

Wir sind für die Erhebung von Gebüh-
ren und Entgelten für kommunale
Dienstleistungen, wenn die Gebühren
im Verhältnis zum erforderlichen Ver-
waltungsaufwand stehen. Andernfalls
stoßen diese bei den Bürgerinnen und
Bürgern auf Unverständnis und führen
zu noch höherer Politikverdrossenheit.
Denn Gebührenerhöhungen treffen be-
sonders hart die Bezieher von kleinen
Einkommen, Erwerbslose, RentnerIn-
nen, Alleinerziehende und Auszubilden-
de, schwächen die Kaufkraft und wir-
ken so auch einer Konjunkturerholung
entgegen.

Die Liste der von der neuen Koalition
aus SPD, Grünen und FDP geplanten
Umweltsünden reicht vom weiterhin
ungezügelten Straßenbau und Flächen-
verbrauch (Lange Lage, neue Gewerbe-
gebiete) bis zur Absicht, dass die Stadt-
werke auch über 2018 hinaus die Atom-
energie aus Grohnde nutzen dürfen. 

Auf kommunaler Ebene brechen SPD
und GRÜNE damit, noch ehe die
Schwarz-Gelbe Bundesregierung den
geplanten Ausstieg aus dem Atomaus-
stieg umgesetzt hat, ihre Wahlverspre-
chen. Sie fallen damit nicht nur der
Anti-Atomkraftbewegung in den Rü-
cken, sondern auch den mehr als 150
Stadtwerken, die ein Festhalten am
Atomausstieg fordern! 

Die wesentlichen Projekte der Koali-
tions-Vereinbarungen sind aus unse-
rer Sicht weder sozial, ökologisch und
wirtschaftlich verträglich, noch rea-
listisch umzusetzen!
Deshalb haben wir im Stadtrat dem
von der Ampel-Koalition zur Abstim-
mung gestellten Eckdatenbeschluss
nicht zugestimmt!
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... Ruhe bitte!  Denn Lärm macht krank, min-
dert die Arbeitsleistung und das Wohlbefinden
von Menschen, drückt die Immobilienpreise, re-
duziert die Einnahmen von Kommunen und ver-
ursacht jährlich mehrere Milliarden Euro Folge-
kosten. In Bielefeld sind heute rund 35 % des
Stadtgebietes erheblich von Lärm betroffen.
Das ist zuviel!

Allein der Verkehrslärm, als die Hauptlärmquel-
le, gefährdet nach Schätzungen der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) die Gesundheit
von fast jedem dritten Europäer. Das Umwelt-
bundesamt schätzt, dass in Deutschland jähr-
lich 4.000 Herzinfarkte auf Straßenverkehrslärm
zurückzuführen sind. Das Risiko, einen Herzin-
farkt zu erleiden, steigt bei Männern um etwa 30
Prozent, wenn sie längere Zeit in Gebieten mit
einem Verkehrslärm-Pegel über 65 Dezibel woh-
nen.

Sie, Herr Oberbürgermeister, schreiben in Ihrem
Vorwort zum Lärmaktionsplan der Stadt Biele-
feld, dass es aufgrund der Haushaltslage kaum
Spielräume für freiwillige Leistungen zur Verrin-
gerung des Lärms in Bielefeld gibt. Aus unserer
Sicht erfordert aktive Lärmminderung nicht in
erster Linie finanzielle Investitionen, sondern
vor allem ehrliche Absichten. Im Gegensatz zu
kostenträchtigen und sehr begrenzt wirkenden
passiven Lärmschutzmaßnahmen, wie Flüster-
asphalt, Lärmschutzfenstern und Schutzwän-
den, sind Geschwindigkeitsbeschränkungen mit
geringen finanziellen Mitteln umzusetzen. Sie
sind sehr effektiv und erhöhen gleichzeitig die
Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer erheblich.

Politik und Verwaltung haben mit der Umge-
bungslärmrichtlinie der EU den gesetzlichen
Auftrag, den Lärm in Bielefeld, vor allem verur-
sacht durch den Autoverkehr, effektiv zu redu-
zieren!

Die Lärmminderung hat eine große Bedeutung
für die Wohn- und Lebensqualität und damit die
Attraktivität und Zukunftsfähigkeit unserer
Stadt. Im Rahmen der demographischen Ent-
wicklung ziehen immer mehr Menschen vom
Land in die Stadt. Sie informieren sich im Inter-
net auch anhand der Lärmpläne und entschei-
den sich für die Stadt, welche für sie die besten
Wohn- und Lebensbedingungen bietet. Bielefeld
muss diesbezüglich gegenüber anderen Städten
konkurrenzfähig sein!

Die Bürgerinnen und Bürger haben zu Recht
große Erwartungen an den Lärmaktionsplan.
Politik und Verwaltung haben mit der Umge-
bungslärmrichtlinie der EU den gesetzlichen
Auftrag, diese Erwartungen der Bürgerinnen
und Bürger zu erfüllen. Tun Sie deshalb Ihre
Pflicht, Herr Clausen. 

Mit freundlichem Gruß

Ihre Ratsgruppe BÜRGERNÄHE 

Sehr geehrter Herr Ober-
bürgermeister Pit Clausen,

Protest
gegen die Absenkung des
Bundesanteils an der Finan-
zierung der Leistungen der
Stadt Bielefeld für Unterkunft
und Heizung
Seite 2

Lärmaktionsplan
Informationen zum 
Lärmaktionsplan der Stadt
Bielefeld
Seite 3

Kettenreaktion
Aktiv für den Ausstieg aus der
Atomenergie
Seite 7



Es war den auch auf Bundesebene
agierenden ParteienvertreterInnen im
Stadtrat recht peinlich, von BÜRGER-
NÄHE die ungerechte Sozialpolitik ih-
rer Bundesgenossinnen und -genos-
sen wieder einmal vorgeführt zu be-
kommen.

Denn der Hintergrund einer weiteren
Absenkung des Bundesanteils an der
Finanzierung der Leistungen für Unter-
kunft und Heizung im SGB II ist die Än-
derung der von SPD und Grünen
durchgesetzten und von den anderen
Parteien abgenickten Agenda 2010. Da-
nach wurde eine Berechnungsformel
festgelegt, nach der der Bundesanteil
sinkt, wenn die Zahl der Bedarfsge-
meinschaften der Empfänger von
 ALG-II-Leistungen zurückgeht. 

Schwarz/Gelb setzt jetzt in verschärfter
Form genau die  Politik auf Bundesebe-
ne fort, die Rot/Grün mit den Hartz-Ge-
setzen eingestielt hat. 
 
Mit ungeheurer und dreister Ignoranz
hatte bereits die frühere schwarz/rote
Bundesregierung 2008 auf die Proteste
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der kommunalen Spitzenverbände re-
agiert. Diese setzen sich seit langem
sehr intensiv gegen die Absenkung
des Bundesanteils an den Kosten für
Hartz IV ein. Auch im Bundesrat wer-
ben sie dafür, dass die Länder dieser
Regelung nicht zustimmen.

Für einige Länderparlamente wie Hes-
sen sowie für fast alle Kommunen ist
es nicht akzeptabel, wenn der Anteil
des Bundes an den Kosten für Unter-
kunft gerade in Zeiten der Krise zu-
rückgeht.  Auch unsere Forderung ist
es, dass sich die Höhe der Bundes-
zahlungen an den tatsächlichen - ges-
tiegenen - Kosten für Unterkunft und
Heizung ausrichten und nicht wie bis-
her ausschließlich an der Zahl der so
genannten Bedarfsgemeinschaften.

Darin, dass die kommunale Selbstver-
waltung angesichts der völlig unzurei-
chenden Finanzausstattung der Kom-
munen ad absurdum geführt wird,
sind sich im Bielefelder Stadtrat ver-
bal alle einig. Die Absenkung des
Bundesanteils an der Finanzierung
der Leistungen für Unterkunft und

Heizung würde den städtischen  Haus-
halt noch einmal zusätzlich belasten.

Deshalb ist es an der Zeit, dass sich die
Mitglieder der Ratsfraktionen der etab-
lierten Parteien endlich bei ihren Partei-

genossen in Bund und Land mit allen
zur Verfügung stehenden Mitteln gegen
diese unhaltbaren Zustände und Ent-
wicklungen wehren. Sie halten doch im
Wahlkampf für ihre Kollegen in den
Bundes- und Landesregierungen hier
vor Ort ihren Kopf hin! 

Wenn diese jedoch nicht auf sie hören,
sollten sie sich einmal überlegen, ob
sie noch in der richtigen Partei sind! 

Folgen der von SPD und Grünen durchgesetzten Hartz-Reform für die Kommunen:

Protest gegen die Absenkung des 
Bundesanteils an der Finanzierung der Leistungen
der Stadt Bielefeld für Unterkunft und Heizung  

BÜRGENÄHE:
Wechsel im Stadtrat

Aus beruflichen Gründen hat Dr.
Harald Wixforth mit Wirkung
vom 12. Januar 2010 sein Man-
dat für den Rat der Stadt Biele-
feld niedergelegt. 

Seine Nachfolgerin auf der Liste
der Wählergemeinschaft Bür-
gernähe ist Barbara Geilhaar
aus Sennestadt. 

Ihre Arbeitsschwerpunkte sind
die Sozialpolitik sowie die städ-
tischen Finanzen. Sie ist bera-
tendes Mitglied im Sozial- und
Gesundheitsausschuss und hat
von Dr. Harald Wixforth auch
den Sitz im Finanzausschuss
übernommen. 
Sie ist persönlich zu erreichen
unter Tel. 05205-71133 oder über
das Ratsbüro unter:
0521-515077

Wir wollen personelle Alternativen!

Die Forderung des designierten Arminia-
Präsidenten Brinkmann, die Stadt müsse
zur Sicherung der Lizenz für Arminia
kurzfristig mal eben 6 Millionen € bereit-
stellen, ist mehr als dreist und ärgerlich.
Es scheint so, dass Herr Brinkmann durch
seine Geschäftsführertätigkeit bei den
Stadtwerken Bielefeld schon weit abgeho-
ben lebt von den derzeitigen Sorgen und
Nöten der Bielefelder Bürgerinnen und
Bürger aufgrund der Auswirkungen der
Wirtschaftskrise.

Monatelang wurden von Arminia die Zah-
len über die tatsächliche Verschuldung zu-
rückgehalten. Man hat den Eindruck ge-
wonnen, als wisse der Vorstand selber

nicht genau, wie hoch die Verschuldung
wirklich ist. Das von Herrn Kentsch errich-
tete Finanzgebäude war offensichtlich so
kompliziert, dass niemand, auch keine mit
der Materie vertrauten Personen, die tat-
sächliche Lage entschlüsseln konnte. Erst
eine renommierte Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft hat das Ausmaß der Verschuldung
aufgedeckt.

Die Zweifel bleiben immer noch bestehen,
ob die jetzt in der Öffentlichkeit diskutierten
Zahlen tatsächlich stimmen, oder ob nicht
noch weitere "Leichen im Keller" liegen,
die der Öffentlichkeit verschwiegen werden.
BÜRGERNÄHE fordert jetzt ein Höchst-
maß an Transparenz über die wirtschaftliche
Lage von Arminia!

Bisher ist man bei Arminia, vor allem un-
ter Kentsch, immer zu „blauäugig“ gewe-
sen. Man träumte den Traum des großen
internationalen Fußballs mit toller Tribü-
ne, ohne mit Augenmass auf die Finanzen
zu achten. Ein typisches Bielefeld-Syn-
drom: Man will Weltstadt sein, ver-
kennt aber das wirkliche Maß an Pro-
vinzialität unserer Stadt! 

Gegenüber seinen MitgliederInnen und
Fans sollte der Verein endlich ein realisti-
sches Finanz- und Führungskonzept vorle-
gen. Dabei ist immer vom „worst case
scenario“ auszugehen. Der neue Vorstand
sollte persönlich die Gültigkeit der Haus-
haltszahlen garantieren und dafür auch per-
sönliche Verantwortung übernehmen. Mar-
kige Worte helfen hier nicht; hier ist Verant-
wortungsbewusstsein gefragt!

Privat vor Stadt!
Eine direkte Zuwendung seitens der Stadt
über 6 Millionen ist angesichts der Haus-
haltslage nicht zu verantworten. BÜRGER-
NÄHE appelliert an die ostwestfälische
Wirtschaft, Arminia Bielefeld zu retten!
Die Wirtschaft sollte in finanzielle Vorleis-
tung treten, und den Imagefaktor Arminia
für sich neu instrumentalisieren.
Wichtig ist jetzt, dass kompetente, "unver-
brannte" Personen, die mit Geld umgehen
können, bei Arminia „das Ruder überneh-
men“. 

Vertreter aus der Wirtschaft und der frü-
here Oberbürgermeister Eberhard David
sollten sich für eine Mitarbeit im Präsidi-
um zur Verfügung stellen.

Eberhard David hat sich um Bielefeld ver-
dient gemacht und hat beste Kontakte zur
Wirtschaft. Er könnte in der Lage sein, die
notwendige Transparenz sowie neues Ver-
trauen gegenüber den Fans und neuen In-
vestoren zu schaffen. Ermutigen wir ihn,
sich dieser großen Herausforderung zu
stellen! 

Wer rettet Arminia?



Verkehrslärm zu laut?

Das handliche Gerät speichert die Daten, die an-
schließend in den Rechner eingelesen und ausge-
wertet werden.

Weitere Infos zum Verkehrslärm finden Sie unter:
www.vcd.org/vorort/ostwestfalen-lippe

 

 

Statt 2008 legte die Verwaltung erst
2010 einen Entwurf des Lärmakti-
onsplans für Bielefeld vor. Damit ist
sie ihrem gesetzlichen Auftrag nicht
rechtzeitig nachgekommen. Aller-
dings ist der Verwaltung hier kein di-
rekter Vorwurf zu machen. Für diese
Verzögerung trägt vor allem die Poli-
tik die Verantwortung, die in der Ver-
gangenheit bereits soviel Personal in
der Verwaltung eingespart hat, dass
diese ihrem gesetzlichen Auftrag nicht
rechtzeitig nachkommen konnte. Da-
mit wurde die Sicherung der notwen-
digen Daseinsvorsorge für die Biele-
felder Bürgerinnen und Bürger sträf-
lich vernachlässigt!

Wie wirksam aber ist der vorgelegte
Entwurf des Lärmaktionsplans? 

BÜRGERNÄHE fordert, dass durch
diesen Lärmaktionsplan die Lärmbe-
lastung für die Bielefelder Bürgerin-
nen und Bürger erheblich reduziert
wird. Die Verbesserung der Wohn-
und  Lebensqualität in unserer Stadt
wird nicht durch teure passive Lärm-
schutzmaßnahmen, wie Lärmschutz-
fenster erreicht, sondern vornehmlich
durch aktive Lärmminderung, vor al-
lem durch die Reduzierung des Auto-
verkehrs. Wir wollen uns, insbesonde-
re in den Sommermonaten, gerne auf
Balkonen, in Gärten, Parks, in Stra-
ßencafés und auf öffentlichen Plätzen
aufhalten, wo uns dann ohne die Wir-
kung passiver Lärmschutzmaßnahmen
der Verkehrslärm den Aufenthalt  dort
schnell verleidet. Dies gilt auch für
den Aufenthalt z. B. an Stadtbahnhal-
testellen an der Herforder-, Artur-La-
debeck- oder der Detmolder Straße.

Trotz der gesetzlichen Verpflich-
tung zur Lärmminderung ist die
neue Ampel-Koalition im Bielefel-
der Rathaus für den weiteren Aus-
bau von Straßen!

Aktuell wird die Detmolder Straße au-
togerecht ausgebaut. Linksabbiegen
ist dann nur noch an den großen Am-
pelkreuzungen möglich, so dass in
den heute noch ruhigen Nebenstraßen
durch erforderliche Blockumfahrten
unnötigerweise erhebliche Mehrver-

Lärmaktionsplan, nur heiße Luft?

kehre erzeugt werden. Damit wird in
diesen eigentlich durch die Lärm-
minderungsplanung schützenswer-
ten Wohngebieten mehr statt weni-
ger Lärm produziert.  Hinter den in
dem Lärmaktionsplan angeführten
„verkehrsbündelnden und lenkenden
Maßnahmen“ zur Minderung des
Straßenverkehrslärms steht in Wirk-
lichkeit der Bau der L712n, verbun-
den mit dem Ausbau der Herforder
Straße sowie dem Bau der Ortsumge-
hung Ummeln. So wird den Bielefel-
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der BürgerInnen "Sand in die Augen
gestreut". 

Denn wer neue Straßen baut,
wird Verkehr und Lärm ernten!  

Auch die unnötigerweise entstehen-
den Mehrverkehre aufgrund der Verla-
gerung der Fachhochschule auf die
Lange Lage werden für die umliegen-
den Wohngebiete zu mehr Lärm und
weniger Lebensqualität führen.

Außerdem wird zukünftig die A33 die
A2 als derzeitige Hauptlärmquelle für
das Bielefelder Stadtgebiet ablösen
und auch in der Bielefelder In-
nenstadt, insbesondere auf dem OWD,
zu mehr Durchgangsverkehr und da-

 

Bielefelder Lärmkarte  
zu finden unter:

www.bielefeld.de/de/un/lulae/
laerm/umgebung/ 

mit zu noch mehr Lärm führen. Bisher haben Politik
und Verwaltung noch keine Pläne, um diese zusätzliche
Verlärmung Bielefelder Wohngebiete zu verhindern!

Weil der vorgelegte Entwurf des Lärmaktionsplans
den von der EU gestellten Anforderungen in keiner
Weise gerecht wird, muss er dringend nachgebessert
werden! Deshalb sollten alle Bürgerinnen und Bür-
ger, die von Lärm, insbesondere durch den Straßen-
verkehr betroffen sind, jetzt ihre Forderungen und
Anregungen zur Lärmminderung einbringen!

Dazu liegt diesem Ratsinfo (und auf unserer Home-
page www.buergernaehe.de) ein Entwurf für ein
Anschreiben an die Stadt bei. Nutzen Sie ihn, am
besten noch heute! Schicken Sie Ihre Forderungen
und Anregungen an die Stadt Bielefeld!

28. April 2010: " Internationaler Tag gegen
Lärm" : "Kostbare Ruhe - teurer Lärm"

Auf dem Jahnplatz:
Ruhe bitte!
Der Jahnplatz, das Bielefelder Herz, schlägt laut.
Mehr als 75 Dezibel sind dort alltäglich. Am “Tag
gegen Lärm” wurde für kurze Zeit der Verkehr
angehalten und der Luxus der Ruhe genießbar,
jedenfalls für einen Moment.

Straßenlärm ist eine der Hauptlärmquellen in
Bielefeld und der Hauptbeschwerdepunkt der
Bevölkerung. Deshalb war es auch das Ziel der
Aktion des Verkehrsclubs Deutschlands (VCD)
am Tag gegen Lärm auf dem Jahnplatz Aufmerk-
samkeit für die Lärmproblematik zu erzeugen
und das Bewusstsein für die Sinneswahrneh-
mung "Hören"  auszubilden und zu stärken.

Bei einem kurzen Stopp des Straßenverkehrs
auf  dem  Jahnplatz wurden die Lärmwerte mit
einem Lärmmessgerät von BÜRGERNÄHE  ge-
messen und in Echtzeit angezeigt. 

Unser Geschäftsführer Christian Heißenberg
informierte Bürgerinnen und  Bürger  über  die
Bielefelder  Lärmkarte  und  über   den   Lärm-
aktionsplan. 

Nicht nur für die Menschen in Bielefeld, sondern
in ganz Deutschland und der Europäischen
Union stellt Lärm immer noch eine der am
stärksten empfundenen Umweltbeeinträchtigun-
gen dar. Am häufigsten fühlt man sich laut Erhe-
bung des Umweltbundesamtes durch Straßen-
lärm gestört (59%). Aber auch der Fluglärm wird
von ca. 30% der Bevölkerung als Belästigung
wahrgenommen.

Trotz lärmarmer Straßenbeläge, leiseren Flug-
zeugen und Autoreifen nimmt die Belastung
durch Lärm stetig zu. Oft wird der Schlaf gestört.
Neue Untersuchungen beweisen deutlich die ne-
gativen Auswirkungen durch Lärm auf das Herz-
kreislaufsystem. Die Leistungsfähigkeit von Kin-
dern, Jugendlichen und Erwachsenen ist erheb-
lich beeinträchtigt. Die Lebensqualität leidet!
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BÜRGERNÄHE hat dem Bürgerbüro für Verkehrssi-
cherheit ein Lärmmessgerät zur Verfügung gestellt.
Mit dem Lärmmessgerät können Bürgerinnen und
Bürger den Lärmpegel in ihrer Straße oder an ihrem
Haus messen.

Sie können sich das Gerät ausleihen und messen
damit den aktuellen Lärmpegel bis zu 24 Stunden.
Das Bürgerbüro für Verkehrssicherheit wertet die
Daten für Sie aus und druckt Ihnen eine Grafik aus.

Für BÜRGERNÄHE- und VCD-Mitglieder ist die Aus-
leihe kostenlos, von Nicht-Mitgliedern erbittet das
Bürgerbüro eine Spende (z. B. 15 Euro) zur Förde-
rung seiner Arbeit.

Vereinbaren Sie einen Ausleihtermin über das VCD-
Büro im Umweltzentrum Bielefeld. Tel.: 0521/639 61. 



Die diesbezügliche Beschlussvorlage für
die Bezirksvertretung Mitte und den Aus-
schuss für Stadtentwicklung ist in der Ver-
senkung verschwunden!

Vor allem CDU und SPD sperren sich noch
immer gegen mögliche Verbesserungen an
den Plänen der Detmolder Straße während
des jetzigen Ausbaus. 

Etwas spät, aber dennoch rechtzeitig, um
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Detmolder Straße: Noch herrscht Ruhe vor dem Sturm!

Verzicht auf eine zusätzliche Ampel an der 
Detmolder Straße, Ecke Königsbrügge ist sinnvoll!  

größeren Schaden zu verhindern, sind die
AnwohnerInnen der Straße „Königsbrüg-
ge“ aktiv geworden. Sie wollen nach der
Fertigstellung der Detmolder Straße die
massive Verkehrszunahme um 69% (der-
zeit 690 Fahrzeuge, später 1164 Fahrzeuge/
Tag) nicht hinnehmen. Der Grund für den
Mehrverkehr ist das zukünftige weitgehen-
de Verbot des Linksabbiegens auf der Det-
molder Straße und die dadurch notwendi-
gen Blockumfahrten nach Fertigstellung
der Straße. 

BÜRGERNÄHE unterstützt die Anwohne-
rInnen bei ihrem Anliegen! Auch wir sind
dafür, wie bisher im Straßenbereich Kö-
nigsbrügge, auch zukünftig eine sichere
Überquerung der Detmolder Straße aus-
schließlich durch eine Fußgänger-Ampel
und nicht durch eine neue Ampelkreuzung
sicher zu stellen. Darüber hinaus ist die für
die Sicherheit des Fußverkehrs früher bes-
tehende Aufpflasterung in der Einfahrt zur
Königsbrügge wieder herzustellen. Diese
wurde bei den derzeitigen Bauarbeiten ein-
fach entfernt. Sie signalisierte den Ver-
kehrsteilnehmern vor dem Ausbau der Det-
molder Straße, dass hier eine Tempo-30-
Zone bzw. Spielstraße beginnt!

Die Verlängerung der breiten Mitteltren-
nung vom Hochbahnsteig Prießallee in
Richtung Königsbrügge und der Bau einer
neuen Linksabbiegespur haben bereits zu
einer erheblichen Verschmälerung der

Gehwege geführt, vor allem auch im Be-
reich der dortigen Apotheke. 
Vor allem  für Menschen, die mit Beglei-
tung, mit einem Rollator oder einem
Kinderwagen unterwegs sind, ist der
Bürgersteig viel zu schmal angelegt!

Bei der Planung einer zusätzlichen Ampel-
anlage an der Königsbrügge haben unsere
städtischen „Verkehrsexperten“ wesentli-
che Bedingungen außer Acht gelassen:

Die Königsbrügge ist zum Teil Spielstraße.
Die Anwohner im bisher noch Nicht-Spiel-
straßenbereich wünschen sich eine diesbe-
zügliche Erweiterung. Auch die geplante

Der Bau der Mitteltrennung mit der Folge von notwendig werdenden Block-
umfahrten wird laut Gutachten in den erfassten Nebenstraßen der Detmol-
der Straße zu folgenden Verkehren führen:

weitere Wohnbebauung auf dem Lohmann-
gelände macht einen Ausbau des Spielstra-
ßenbereichs sinnvoll und notwendig.

Außerdem liegt die Königsbrügge nicht im
mittleren Straßenbereich zwischen Prießal-
lee und Otto-Brennerstraße, sondern erheb-
lich außermittig. Schon deshalb ist sie nicht
geeignet, den Anliegerverkehr für dieses
Wohngebiet aufzunehmen. Mit einer neuen
Ampel an der Königsbrügge entsteht viel-
mehr die Gefahr, dass die Königsbrügge
und die Straße „Am Tempel“ zukünftig,
verstärkt in den Hauptverkehrszeiten, als
Umfahrung der Kreuzung Prießallee ge-
nutzt werden. Diese zusätzlichen Verkehre
sind in den Prognosen für die Blockumfahr-
ten noch nicht enthalten.
 
Konsequenterweise muss daher auch auf
die Linksabbiegespur in die Königsbrügge
sowie eine Mitteltrennung generell auf der

Detmolder Straße verzichtet werden! 

Eine Mitteltrennung ist weder sinnvoll, noch
in den Richtlinien des Bundesministeriums für
Verkehr für die Anlage von Ortsdurchfahrten
von Bundes- und Landesstraßen (RAST 06)
empfohlen! 

Blockumfahrten erzeugen völlig 
unnötig neuen Verkehr!

Durch die Anlage der Mitteltrennung, verbun-
den mit einem weitgehenden Linksabbiegever-
bot, werden nach der Fertigstellung der Det-
molder Straße auch zahlreiche andere Straßen
unnötig durch erhebliche Mehrverkehre belas-
tet. Ohne weitere „verkehrslenkende“ Maß-
nahmen in diesen Straßen, wie Halte- und
Parkverbote, werden sie wohl nicht in der
Lage sein, die Mehrverkehre aufzunehmen.

Durch den Verzicht einer Mitteltrennung
könnte der gewonnene Straßenraum für
breitere Gehwege genutzt werden! 

Je eher Verbesserungen umgesetzt werden,
umso kostengünstiger sind diese zu realisie-
ren!

Da die Ampeln nicht Bestandteil des rechtlich
verbindlichen Planfeststellungsbeschlusses
sind, sieht BÜRGERNÄHE keinerlei Proble-
me, die Forderungen der AnwohnerInnen der

„Königsbrügge“ umzusetzen! 

Die Ruhe und Sicherheit der AnliegerInnen in
der Königsbrügge und in den anderen Neben-
straßen (zunehmend junge Familien mit Kin-
dern) müssen Vorrang haben. 

Für die AnwohnerInnen der Detmolder Straße im
Bereich der Kreuzung Königsbrügge würde es zu-
dem ohne eine neue Ampel erheblich geringere
Lärm- und Schadstoffbelastungen geben. 

Höchste Luftschadstoffbelastung!

Hier wird allein aufgrund der neuen Ampel laut
Luftschadstoffgutachten zukünftig der Punkt mit
der höchsten Feinstaubbelastung an der gesamten
Detmolder Straße entstehen!

Deshalb wird BÜRGERNÄHE sich dafür ein-
setzen, dass solche machbaren Verbesserungen
immer wieder auf die Tagesordnung kommen!

Ampel-Dschungel auf der
neuen Detmolder Straße
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Was können wir tun, um den neu-
en Kesselbrink lebendiger zu ge-
stalten? BÜRGERNÄHE schlägt
vor, die Rahmenplanung zur Neu-
gestaltung des Kesselbrinks um
ein Begegnungs-  und Kulturzen-
trum auf oder am Kesselbrink zu
erweitern. Wir verbinden mit einer
solchen Einrichtung an zentraler
Stelle die Möglichkeit, einander
kennen zu lernen, das Zusammen-
leben verschiedener Bielefelder
Bevölkerungsgruppen zu verbes-
sern, gemeinsam neue Freizeitakti-
vitäten zu entwickeln und Jugend-
lichen einen nicht-kommerziellen
Treffpunkt zu bieten.

Da insbesondere in der Innenstadt
Spiel- und Grünflächen fehlen,
wollen wir, dass ein Kleinkinder-
spielplatz in räumlicher Nähe des
neuen Kulturzentrums angelegt
wird.

Die Einrichtung eines Begeg-
nungs- und Kulturzentrums auf
oder am Kesselbrink wird als Iden-
tifikations- und Treffpunkt das bür-
gerschaftliche Engagement und
die Entwicklung neuer sozialer
Netzwerke fördern. Gerade in dem
Quartier August-Bebel-Straße/Ost-
mann-Turm-Viertel werden so auch
die Ziele des Projekts " Integriertes
Stadtentwicklungskonzept "  (IN-
SEK) „Nördlicher Innenstadtrand“
unterstützt.

Das Zentrum könnte, ähnlich wie
die Bürgerwache am Siegfried-
platz, durch einen oder mehrere
freie Träger geführt werden.

In das Gebäude eines Kulturzen-
trums könnten auch die notwendi-
gen Infrastruktureinrichtungen wie

Dem Kesselbrink "Leben einhauchen"

Ein Bürger- und Kulturzentrum
auf dem neuen Kesselbrink

Toiletten sowie ein Kiosk/Café und
begrenzte Kapazitäten von Veran-
staltungsräumen integriert wer-
den. 

Mit unserem Antrag im Ausschuss
für Stadtentwicklung haben wir ne-
ben unseren eigenen Überlegun-
gen und Ideen, wie man dem Kes-
selbrink  „Leben einhauchen“
kann, die Leitgedanken und Ent-
wicklungsziele des " Integrierten
Stadtentwicklungskonzepts"  (IN-
SEK) aufgegriffen und konkreti-
siert. Diese sehen die Schaffung
von Bezügen zu den Kultur- und
Veranstaltungs- orten in der In-
nenstadt und von Begegnungs-
möglichkeiten für Erwachsene,
Kinder und Jugendliche unter-
schiedlicher Kulturen vor.

Unsere Gespräche mit Fachleuten
haben uns in unserer Meinung be-
stärkt, dass eine Diskussion über
die Konkretisierung dieser Ziele
im Rahmen der Kesselbrinkpla-
nung sinnvoll ist.

Um den Kesselbrink gibt es eine
größere Anzahl von gewerblich be-
triebenen Gastronomiebetrieben.
Deshalb ist es aus unserer Sicht
sinnvoll, dort auch eine nichtkom-
merzielle Gastronomie mit einfa-
chen und kostengünstigen Ange-
boten zu etablieren. Wie wir in un-
serem Wahlprogramm fordern,
regt auch die Initiative „BI 2000
plus - Bielefeld Zukunft Innen-
stadt“ an, durch innovative kosten-
freie Angebote den Aufenthalt in
der Innenstadt für alle Bevölke-
rungsgruppen und BesucherInnen
zu bereichern.

Wir halten es für wichtig, sich

schon heute konkrete Gedanken
darüber zu machen, wie die ange-
führten Handlungskonzepte be-
rücksichtigt werden können.

Man sollte auch die  Detailfragen
nicht allein dem Wettbewerbser-
gebnis überlassen.

Wir alle haben im Zusammenhang
mit der Neugestaltung des Kessel-
brinks hohe Erwartungen bezüg-
lich der Verbesserung der Aufent-
haltsqualität und Anziehungskraft
für die Innenstadt.  

Diese Ziele sollten sich aber nicht
vornehmlich an Kurzzeit- oder Ta-
gesbesuchern, die unbedingt noch
bis in die Innenstadt mit dem eige-
nen Auto fahren wollen, orientie-
ren, sondern an der zunehmenden
Anzahl von Menschen, die in der
Innenstadt wohnen oder dort hin
ziehen wollen und eine hohe Le-
bens- und Wohnqualität erwarten.
Diese Menschen werden im Ge-
gensatz zu Kurzzeitbesuchern re-
gelmäßig in der Innenstadt einkau-
fen und tragen somit erheblich zur
wirtschaftlichen Belebung bei. 

Auch INSEK hat sich das Ziel ge-
setzt, die Fluktuation der Anwoh-
nerinnen und Anwohner in diesem
Stadtteil zu reduzieren. Eine ent-
scheidende Grundlage dafür ist die
Verbesserung der Wohnqualität!

BÜRGERNÄHE hat sich den Aus-
bau des Stadtbahnnetzes „auf die
Fahnen“ geschrieben. Soll die ge-
plante neue Stadtbahn, welche zu-
künftig auch den Kesselbrink an-
bindet, eine hohe Auslastung er-
zielen, müssen wir bezüglich der
Konkurrenz zwischen individuel-
lem Autoverkehr und der Nutzung
des ÖPNV klare Prioritäten setzen. 

Wir setzen die Priorität auf die Ver-
besserung sowie die verstärkte
Nutzung des ÖPNV-Angebots!

  

BÜRGERNÄHE fordert:

Städtische Gebühren müssen im Ver-
hältnis zum Verwaltungsaufwand 
stehen!

BÜRGERNÄHE ist für die Erhebung von Ge-
bühren und Entgelten für kommunale Dienst-
leistungen, wenn sie im Verhältnis zum erfor-
derlichen Verwaltungsaufwand stehen. An-
dernfalls stoßen diese bei den Bürgerinnen
und Bürgern auf Unverständnis und führen
zu noch höherer Politikverdrossenheit. Die
bisher von der Verwaltung vorgeschlagenen
Erhöhungen städtischer Gebühren von bis
zu 73 % hält BÜRGERNÄHE für unangemes-
sen, unsozial und in ihrer Wirkung für die
Sanierung der städtischen Finanzen  nicht
effektiv.

Gebührenerhöhungen treffen besonders hart
die Bezieher von kleinen Einkommen, Er-
werbslose, RentnerInnen, Alleinerziehende
und Auszubildende. 

„Obwohl diese Bürgerinnen und Bürger auf-
grund ihres geringen Einkommens keine
oder nur geringe Steuern zahlen,  versucht
die neue Bielefelder Ampelkoalition nach
dem Motto „Auch Kleinvieh macht Mist“ den
kommunalen Haushalt auf dem Rücken die-
ser am Existenzminimum lebenden Gruppen
durch teils massive Gebührenerhöhungen zu
sanieren. Ein Konzept, das nicht nur unsozi-
al sondern auch zum Scheitern verurteilt ist“
meinte Martin Schmelz. Darüber hinaus
schwächen solche Gebühren- und Steuerer-
höhungen die Kaufkraft und wirken deshalb
einer Konjunkturerholung entgegen. 

Effektive und nachhaltige Einsparpotentiale
auf kommunaler Ebene sieht Bürgernähe
u. a. durch den Verzicht auf den Neu- und
Ausbau von Straßen und von kostenträchti-
gen Prestigeobjekten. Der Verzicht auf den
Neu- und Ausbau von Straßen, die zukünftig
mehr schaden als nutzen, ist eine sehr nach-
haltige Maßnahme. Weniger Verkehr verhin-
dert zukünftig Lärm und Abgase. Für nicht
gebaute Straßen entsteht kein neuer Erhal-
tungsaufwand .

Kesselbrink-Konzept von BÜRGERNÄHE  
Entwurf der AG-Stadtgestaltung von 2004  
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Bisher wurden die Ziele des Klima-
schutzes noch nicht kontinuierlich in
den Bebauungsplänen der Stadt Biele-
feld umgesetzt. So enthielt die Pla-
nung des Baugebietes „Frachtstraße“
weder Aussagen zur Nutzung von Er-
neuerbaren Energien, noch zum An-
schluss an das Fernwärmenetz, wel-
ches in dem dortigen Quartier bereits
vorhanden ist. 

Aus unserer Sicht ist es erforderlich,
bereits in den Bebauungsplänen auf
eine Option zur Nutzung von Nah- und
Fernwärme hinzuweisen und diesbe-
züglich eine Festsetzung von Versor-
gungsflächen, Anlagen und Leitungen
vorzunehmen.

In städtebaulichen Verträgen sollen
zudem Vereinbarungen über die Nut-
zung des städtischen Fernwärmenet-
zes, Anlagen der Kraft-Wärme-Kopp-
lung und von Solaranlagen für die
Wärme-, Kälte- und Elektrizitätsver-

Klimaschutz bereits in der 
Stadtentwicklungsplanung 
ernst nehmen!

sorgung von Baugebieten getroffen
werden.

Durch eine eigenständige Satzung
oder in den Kaufverträgen zwischen
der Stadt und den Bauwilligen über
städt. Baugrundstücke soll die Ver-
pflichtung zur aktiven Nutzung von
Solarenergie oder anderen Erneuerba-
ren Energien festgeschrieben werden.
Es sollen Vorgaben für bestimmte Hei-
zungsanlagen, Anschluss- und Benut-
zungsverpflichtungen für Nah- und
Fernwärmeversorgung aus Kraft-Wär-
me-Kopplung gemacht werden.

Der Anschluss neuer Baugebiete und
bestehender Quartiere an das städti-
sche Fernwärmenetz führt zu höherer
Energieeffizienz und zu langfristig
niedrigeren Betriebskosten für die
Nutzer! Diese Entwicklung ist deshalb
von besonderer Bedeutung, weil es
nach derzeitigen Schätzungen rund
100 Jahre dauern wird, bis der Altbau-
bestand in Bielefeld energetisch sa-
niert ist.

Dass es in diesem Zusammenhang
Optimierungsbedarf gibt, kann man
an den Entwicklungszahlen der Fern-
wärme-Hausanschlüsse in Bielefeld
ablesen. Während z.B. Münster zwi-
schen 2005 und 2008 einen Zuwachs
von 594 Hausanschlüssen verzeichne-
te, waren es in Bielefeld bescheidene
87. 

Deshalb hat BÜRGERNÄHE angeregt,
das Bielefelder „Handlungsprogramm
Klimaschutz 2008-2009“ um eindeuti-
ge Ziele zur Fernwärmenutzung zu er-
gänzen. Die Bielefelder Stadtwerke
sind aufgefordert, ein zukunftsfähiges
Konzept zum Ausbau der Fernwärme
zu erarbeiten!

Noch einmal nachgefragt:

Die Stadtwerke "spielen"  noch mit verdeckten Karten!

Noch haben die Stadtwerke ihr Energiekonzept für die nächs-
ten Jahrzehnte nicht offengelegt. Deshalb hat BÜRGERNÄHE
im Stadtrat noch einmal nachgefragt, ob die Stadtwerke Biele-
feld bereits ein Energiekonzept entwickelt haben, orientiert an
den Vorgaben des im Mai 2009 mehrheitlich verabschiedeten
Antrags im Rat der Stadt. Wann wird dieses Konzept endlich
der Öffentlichkeit vorgestellt? 

In der Sitzung des Stadtrats am 14. 05. 2009 hat der Rat be-
schlossen: „Der Rat der Stadt Bielefeld wird als Alleingesell-
schafter der SWB GmbH im Unternehmen die Weichen stellen
für eine nachhaltige und an den Klimaschutzzielen der EU ori-
entierten Energieversorgung und einer Stromerzeugung für
die Region, die entsprechend der Gesetzeslage ab 2018 ohne
Atomstrom auskommt.“

Wir werden weiter darauf drängen, dass die Stadtwerke ver-
stärkt in die Nutzung erneuerbarer Energien investieren. Wir
werden unsere Zustimmung zu einem Rückkauf der Stadtwer-
keanteile von der Stadt Bremen davon abhängig machen, ob
die Stadtwerke ab 2018 auf die Nutzung und den Handel mit
Atomstrom verzichten!

Die Grundsteuer B wird von den Besit-
zern bebauter Grundstücke und Ge-
bäuden erhoben. Der Eigentümer einer
Immobilie darf grundsätzlich die
Grundsteuer vollständig als Betriebs-
kosten im Rahmen der Nebenkosten-
abrechnung auf die Miete umlegen.
Mit einer Erhöhung der Grundsteuer
würden in der auch für zahlreiche pri-
vate Haushalte angespannten finanziel-
len Situation zusätzlich noch die Mie-
ten steigen.
Zudem erwartet die Stadt Bielefeld im
Rahmen des Klimaschutzprogramms
von den Eigentümern erhebliche finan-
zielle Anstrengungen zur energeti-
schen Sanierung, um die Energieeffizi-
enz ihrer Häuser zu steigern. Schon
aus  diesem  Grund  ist eine  stärkere
finanzielle Belastung von Hauseigen-
tümern derzeit kontraproduktiv.
BÜRGERNÄHE wird einer Steuererhö-
hung erst dann zustimmen, wenn alle
anderen möglichen Einsparpotentiale
der Stadt geprüft und genutzt worden
sind. 

Auf die Besetzung der Dezernen-
tenstelle, mit dem Vorschlagsrecht für
die SPD, ausgekungelt schon vor der
letzten Kommunalwahl mit CDU und
Grünen, wollten die etablierten Parteien
nicht verzichten, obwohl sich dadurch
mehrere Millionen einsparen lassen. 

Weder der Umzug der Stadtbibliothek
und des Stadtarchivs in das Amerika-
haus, noch der Bau des neuen Techni-

schen Dienstleistungszentrums werden
bezüglich der Dringlichkeit, außer von
BÜRGERNÄHE, noch einmal in Frage ge-
stellt. Obwohl für die Neugestaltung des
Umfelds des Amerikahauses, einschließ-
lich des Neumarkts, in absehbarer Zeit
das Geld fehlen wird.

Aus unserer Sicht können städtische
Dienststellen zumindest vorübergehend
die für die Stadtbibliothek angemieteten
Räume im Amerikahaus nutzen. 

Weiterhin muss auch die Verlagerung
der Fachhochschule aus der Innenstadt-
weg auf die Lange Lage, noch einmal
„auf den Prüfstand“, zumal auch hier
nicht nur für die Verlängerung der Stadt-
bahnlinie 4 „auf die grüne Wiese“ von der
Stadt Bielefeld aus unserer Sicht unnöti-
gerweise erhebliche Er schließungskos-
ten entstehen.

Die Stadt erwartet vom Bund und Land
eine stärkere finanzielle Unterstützung,
vor allem bei den notwendigen Sozial-
ausgaben und den Investitionen in den
ÖPNV. Deshalb muss die Stadt auch die
Notwendigkeit und Effektivität der Inves-
titionen, welche vom Bund und Land in
Bielefeld getätigt werden, unbedingt
sorgfältig prüfen!

Denn:  Steuergelder können vom
Bund, vom Land oder von der Stadt
Bielefeld nur einmal ausgegeben
werden!    

BÜRGERNÄHE ist gegen die 
Erhöhung der Grundsteuer B

höchstens 50 km/h befahren werden dürfen.“

Die Vorteile von Tempo 30 als Regelge-
schwindigkeit sind unbestreitbar. Die Zahl der
Unfälle sinkt um mindestens 20 Prozent. Der
Sicherheitsgewinn, vor allem für Kinder, Seni-
oren, Behinderte und Radfahrer ist erheblich!
Mit Tempo 30 vermindert sich der Verkehrs-
lärm um mindestens 3 dB(A). 10 Autos mit
Tempo 50 sind so laut wie 20 Autos mit Tem-
po 30! Bei Tempo 30 ist der Mischverkehr
von Fahrrädern und Autos auf derselben Fahr-
bahn sicher. Der Wegfall von besonderen Rad-
wegen schafft mehr Raum für Fußgänger.

„Für uns gehört die Einrichtung von Tempo
30-Zonen zu den wichtigsten Zielen einer um-
weltorientierten Verkehrspolitik“, meint Mar-
tin Schmelz. 
Tempo 30 nur Kriecherei?   Mit Tempo 30 er-
gibt sich auf 1 km Fahrtstrecke in der Realität
gegenüber Tempo 50 meist ein Zeitverlust von
nur 10-20 s für den Kfz-Verkehr.

Verleih-Info unter: 0521-3293002 oder
www.vcd.org/ostwestfalen-lippe/

Tempo 30 mit Herz
zum Ausleihen

"Wenn die Autos in Ihrer Straße zu schnell
fahren, werden Sie aktiv!“ BÜRGERNÄHE
möchte bürgerschaftliches Engagement för-
dern. Deshalb spendet die Wählergemein-
schaft sechs freundliche Tempo-30 Schilder
an das Bürgerbüro für Verkehrssicherheit. Da-
mit können die Bürgerinnen und Bürger in ih-
rem Wohngebiet selbst den Verkehr beruhi-
gen. 
Ausleihen: 30-
Die Idee für diese Schilder entstand bei Nach-
barschaftsaktionen im letzten Jahr, als Bürge-
rinnen und Bürger mit selbstgemalten Schil-
dern diese einfache und herzliche Form der
Kommunikation mit Autofahrern entwickelt
hatten. Sechs dieser jetzt wetterfesten Schil-
der im Format 60 x 80 cm stellt BÜRGER-
NÄHE zur Verfügung. Sie können über das
Bürgerbüro für Verkehrssicherheit ausgelie-
hen und, in Abstimmung mit der Stadtverwal-
tung, im Straßenraum aufgestellt werden.

"Wir wollen in Bielefeld
die Wohn- und Lebensqua-
lität verbessern“, meint
Martin Schmelz, Ratsmit-
glied für BÜRGERNÄHE.
„Dafür ist es notwendig,
dass 30 km/h innerorts zum
Standardtempo wird. Zu-
dem ist mit Tempo 30 zu-
mindest an einigen Straßen
die Einführung einer „Grü-
nen Welle“ möglich. Nur
die wichtigen Hauptstraßen
sollen von Tempo 30 aus-
genommen sein und mit



„Das war ein großer Erfolg!“ meint
Martin Schmelz, Mitglied im Rat der
Stadt Bielefeld für BÜRGERNÄHE. Er
hat mit einer Gruppe von Mitstreiterin-
nen und Mitstreitern des BUND an ei-
nem Abschnitt  in der Nähe von Ham-
burg mit dafür gesorgt, die 120 Kilome-
ter lange Menschenkette vom Kern-
kraftwerk Brunsbüttel bis zum Meiler
Krümmel in Geesthacht zu schließen.

Diese Aktion ist damit eine der größten
Anti-Atom-Demonstrationen der ver-
gangenen Jahre. Zuletzt hatten im Sep-
tember 2009 rund 50.000 Menschen in
Berlin für einen raschen Atomausstieg
protestiert.

Die Bundesregierung will den für das
Jahr 2018 geplanten Atomausstieg kip-

pen. FDP und CDU/CSU konnten sich
jedoch vor der Landtagswahl in NRW
noch nicht auf einen konkreten Aus-
stiegsplan einigen. Allerdings hat sich
die Bielefelder Ampelkoalition aus
SPD, Grünen und FDP bereits bezüglich
einer möglichen Nutzung der Atomener-
gie aus Grohnde durch die Stadtwerke
Bielefeld über 2018 festgelegt.

Damit der Atomausstieg doch noch
kommt, gilt es jetzt, weiter Druck zu
machen. 

Wir von BÜRGERNÄHE sind dabei
und werden einer Nutzung der
Atomenergie durch die Stadtwerke
Bielefeld über 2018 hinaus nicht
zustimmen!
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Rund 120.000 Gegner der Nutzung der
Kernenergie beteiligten sich an einer
der größten Anti-Kernkraft-Aktionen
der vergangenen Jahre. Sie bildeten eine
Menschenkette zwischen den beiden
norddeutschen Kernkraftwerk-Standor-
ten Brunsbüttel und Krümmel, die eine
Länge von 120 Kilometern erreichte.
Diese führte unter anderem quer durch
Hamburg und durch das dünn besiedelte
Schleswig-Holstein.

Unter dem Motto „Kettenreaktion –
Atomkraft abschalten“ haben die De-
monstranten am 24. Jahrestag der Reak-
torkatastrophe von Tschernobyl ein
deutliches und friedliches Zeichen für
den Ausstieg aus der Atomenergie ge-
setzt. Auch in Biblis, dem Standort ei-
nes Kernkraftwerks im Bundesland
Hessen, demonstrierten 8.000 Kern-
kraftgegner. Sie umzingelten das Kraft-
werk ebenfalls mit einer Menschenket-
te. 

Aktiv für den Ausstieg aus der Atomenergie

Ratsherr Martin Schmelz auf der Abschlusskundgebung  in Hamburg

Bielefelder Aktivistinnen in der Menschenkette

 

Die Zukunft unserer Stadt . . .
                            braucht Visionen

Ich wünsche mir
eine Stadt . . .
. . . zum Leben!
Ich wünsche mir eine Stadt, in der man lebt
und arbeitet. Man kauft sich ein Haus ge-
meinsam mit anderen Bewohnern. Das Auto-
fahren ist für uns viel zu teuer geworden.
Das Nahverkehrs- und Radleitsystem ist so
gut, dass es sich in der Stadt gesund woh-
nen lässt, auch und gerade für Familien mit
Kindern. Denn es fahren nur noch wenige
Autos, es ist leiser. 

Die Kinder spie-
len ungestört
vor den Häu-
sern, denn die
schmaleren
Straßen lassen
mehr Platz für
Grün. Die Men-
schen sind mehr
draußen. Sie
sprechen mit-
einander, sie ler-
nen sich ken-
nen, sie leben
gemeinsam. Die
Landwirte an
den Stadtgrenzen bauen Getreide, Obst und
Gemüse an und bringen es auf kurzem Weg
in die Stadt. Auch der Weg, um das Wo-
chenende im Grünen zu verbringen, ist kurz.
Naherholung wird zur Erholung in der Nähe.

Der Verkehr in der Stadt orientiert sich an
den Langsamen, an Fußgängern und Rad-
fahrern. Sie bestimmen das Straßenbild. Nur
Busse und Stadtbahn haben Vorfahrt. Auf al-
len Straßen ist mindestens genauso viel
Platz für Radler wie für Autofahrer. Eine Grü-
ne Welle orientiert sich an der Fahrge-
schwindigkeit von Radfahrern. Keiner fährt
schneller als 30 km/h. Nur Wenige besitzen
noch ein eigenes Auto. Das System des öf-
fentlichen Nahverkehrs ist flächendeckend,
unkompliziert und günstig. Die Anschaffung
eines eigenen Autos lohnt sich meist nicht
mehr.

Ich will in einer Stadt leben, in der ich mich
überall sicher fühle. Reiche leben zusam-
men mit Armen. In der Schule treffen sich
die Kinder unterschiedlicher Herkunft. Sie
lernen gemeinsam. Wichtig ist, wer sie sind,
und nicht, woher sie kommen!

Ich will in einer Stadt leben, in der alle Men-
schen überall Platz und Lebensqualität fin-
den. Uneingeschränkt und unabhängig da-
von, ob sie arm oder reich sind. Das Leben
ist vom Miteinander bestimmt, das Private
geht trotzdem nicht verloren.

Alles nur (m)ein unerfüllbarer Traum?

Martin Schmelz, Ratsmitglied 
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Ratsgruppe BÜRGERNÄHE:
Ihre bürgernahe Vertretung

im Bielefelder Stadtrat 

Wir Mitglieder im Rat der Stadt setzen
uns für mehr direkte Beteiligung von
Bürgerinnen und Bürgern an
städtischen Planungen und kommu-
nalen Entscheidungen ein. 

Wir fördern und unterstützen beson-
ders das Engagement in BürgerInnen-
Initiativen!

Wir arbeiten für die Verbesserung der
Wohn- und Lebensqualität in unserer
Stadt, für den Schutz der Natur und den
Klimaschutz. Gemeinsam wollen wir
eine weitgehend lärm- und verkehrs-
beruhigte Bielefelder Innenstadt. Wir
fordern u.a. sowohl für die Detmolder
als auch für andere Straßen Vorrang für
umweltfreundliche Mobilität, wie den
Fuß- und Radverkehr und die
Stadtbahn. Wir sind für einen Stopp der
Planungen für die L712n, gegen einen
Ausbau der Herforder, der  Grafen-
heider Straße sowie weiterer neuer
Straßen in Bielefeld.

Wir wollen mehr Transparenz und
Bürgerbeteiligung in der Bielefelder
Kommunalpolitik!

Übersicht über Bielefelder
Bürgerinitiativen:
 

„Bürgerinitiative L 712 NICHT SO e.V.“
Ulf Blumenstock, Tel. 0521-761247, udinbl@t-
online.de

„Bürgerinitiative Brake-Grafenheide &
Johannisbachaue“
Katrin Laker,  Tel. 0521-771255,
www.johannisbachaue.de

BürgerInneninitiative "SICHERE Detmolder
Straße"
Rita Stuke, Tel. 0521/23 19 8,
info@detmolderstrasse.de

„BI gegen B66n Verein für den Erhalt und die
Förderung von Lebensqualität in Bielefeld e.V.“
Gerd Bobermin, Tel.:0521- 9687613

"Netzwerk Tierrechte OWL"
Postfach 21 91 38, 33697 Bielefeld,
info@tierrechte-owl.de

"Initiative Schutz der Sennedünen"
M. Wennemann, Ralf Fehring, Tel. 0521-403429,
foffing@gmx.de

„Bürger für Ummeln e.V. “
Karola Kornfeld-Mattusch, Tel. 0521-150690

Bürgerinitative "STOP FLUGPLATZBAU"
Hans-Joachim Ludwig, Tel. 0521-401333

Bürgerinitiative "Saubere Luft im Westen von
Brake"
Rainer Rupprecht Tel. 0521- 761597

Bürgerinitiative Lange Lage "BiLL e.V."
Schloßhofstr. 201, 33615 Bielefeld,
bill@langelage-bielefeld.de

Bürgerinitiative Windflöte gegen Ortsumgehung
(BWgO) e.V.
Olaf Strothmann, 0521-401456, of.stro@bitel.net
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Zusammenarbeit mit dem Veterinäramt,
ihre Vergabepraxis geändert! 
Bei der Platzvergabe für Zirkusse wird
nun eine Einzelfallprüfung des Veteri-
näramtes vorausgehen. Das Veterinär-
amt prüft, ob alle tierschutzrechtlichen
Bestimmungen eingehalten werden. Im
Austausch mit anderen Kommunen wer-
den weitere rechtliche Möglichkeiten ge-
prüft.  

Unser Ziel ist eine landeseinheitliche
Lösung mit einem generellen Auftritts-
verbot für Zirkusse mit Wildtieren!

Tierschützer und BÜRGERNÄHE fordern: 
Keine Standortgenehmigungen für Zirkusbetriebe mit
Wildtieren auf öffentlichen Flächen der Stadt Bielefeld!
Seit 2002 ist der Tierschutz als Staatsziel
im Grundgesetz verankert. Die tierschutz-
rechtlichen Anforderungen an Haltung,
Ausbildung und Nutzung von Tieren in Zir-
kusbetrieben oder ähnlichen Einrichtungen
sind im Tierschutzgesetz und in Gutachten
(Leitlinien des Bundesministeriums für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz (BMELV)) festgelegt.

Die engagierten TierschützerInnen und Ve-
terinärmedizinerInnen beklagen vielfach
Mängel und Verstöße gegen die Tierschutz-
bestimmungen. Bei nicht artgerechter Un-
terbringung, beim Transport und bei un-
sachgemäßer Erziehung müssen die betrof-
fenen Haus- und Wildtiere schwer leiden
und Schäden ertragen.

Der Tierschutzbericht 2007 des Deutschen
Bundestages weist auf Mängel, Verstöße
und auf Vollzugsprobleme in den Ländern
hin, die sich durch den ständigen Ortswech-
sel der Zirkusunternehmen ergeben.

Allerdings könnte ein geplantes Verbot der
Zurschaustellung von natürlicherweise wild
lebenden Tieren zu rechtlichen Problemen
führen, beispielsweise im Hinblick auf eine
Beeinträchtigung der Grundrechte bezüg-
lich der Berufsausübungs- und Berufswahl-
freiheit von Zirkusbetreibern. 

Die notwendigen, bisher jedoch unbefriedi-
genden gesetzlichen Verfahrensschritte zu
einem effektiven Tierschutz werden wohl
noch sehr viel Zeit kosten.

Das heißt, der Tierschutz wird auch
weiterhin durch fehlende Gesetze der

Bundesregierung vernachlässigt!

Deshalb haben bereits viele Kommunen in
Deutschland (z.B. München, Köln, Heidel-
berg und Kassel) Regelungen getroffen, die
Zurschaustellung von Wildtieren, die auf
einer so genannten Positivliste verzeichnet
sind, zu untersagen und Zirkussen mit
Wildtieren keine Standortgenehmigung zu
erteilen.

Auf die Initiative der Bielefelder Tier-
schützerInnen mit BÜRGERNÄHE im
dafür zuständigen Gesundheitsausschuss
hat die städtische Verwaltung bereits, in

Werden auch Sie mit uns
aktiv! 

Setzen auch Sie sich für mehr
Bürgerrechte ein!

Wir brauchen auch Ihre
Unterstützung!

Impressum:

BÜRGERNÄHE hat ein
neues Vorstands-Team
Im April 2010 hat die "Wählergemeinschaft BÜRGERNÄHE" auf
ihrer Mitgliederversammlung ein neues Vorstandsteam gewählt.

Unser 1. Vorsitzender ist Gerd Bobermin, ein "Urgestein"  von BÜR-
GERNÄHE. 2. Vorsitzender ist Christian Heißenberg. Kassenwart
bleibt Sven Terlinden. Zur Schriftführerin wurde Renate Pfeiler und
als Beisitzer/in wurden Anga Beaufort und Lothar Schmidt gewählt.

Der neue Vorstand lädt alle interessierten Bürgerinnen und Bürger
zu den regelmäßigen öffentlichen Dienstagstreffen ein. Dort disku-
tiert BÜRGERNÄHE kommunalpolitische Themen und erarbeitet
sich politische Positionen.

Der neue Vorstand macht es sich zur
Aufgabe, besonders zu den folgenden
Schwerpunkten kommunalpolitische
Lösungsansätze zu erarbeiten: Stadt-
entwicklung, Kinder, Jugend und Sozi-
ales, Energie- und Finanzpolitik sowie
zum Natur-, Klima- und Tierschutz in
der Stadt Bielefeld.

Informationen dazu unter:
www.buergernaehe.de 

Für 2010 ist wieder eine Fahrrad-NAH-
TOUR geplant, auf der „Brennpunkte“
im Stadtgebiet „erradelt“ werden und
BürgerInnen- und AnwohnerInnen ihre
Initiativen und Projekte vor Ort vor-
stellen.

Unser neuer Vorstand
von links nach rechts:

Lothar Schmidt, Sven Terlinden, Renate Pfeiler,
Christian Heißenberg, Anga Beaufort, 

Gerd Bobermin


